
 

Stadtverordnetenversammlung 
Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und 
Gleichstellung 

(&) 
documenta-Stadt 
 
Kassel, 11. November 2013 

 
 

Niederschrift 
über die 17. öffentliche Sitzung 

des Ausschusses für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung 
am Donnerstag, 31. Oktober 2013, 17:00 Uhr, 

im Kommissionszimmer I, Rathaus, Kassel 
 
 
 
Anwesende:  
 
Mitglieder 
Stefan Kortmann, Vorsitzender, CDU 
Dr. Rabani Alekuzei, Mitglied, SPD (Vertretung für Norbert Sprafke) 
Doğan Aydın, Mitglied, SPD 
Gabriele Jakat, Mitglied, SPD 
Christian Knauf, Mitglied, SPD (Vertretung für Dr. Manuel Eichler) 
Enrico Schäfer, Mitglied, SPD 
Dr. Andreas Jürgens, Mitglied, B90/Grüne 
Thomas Koch, Mitglied, B90/Grüne 
Dorothee Köpp, Mitglied, B90/Grüne 
Boris Mijatovic, Mitglied, B90/Grüne 
Wolfram Kieselbach, Mitglied, CDU 
Birgit Trinczek, Mitglied, CDU 
Axel Selbert, Mitglied, Kasseler Linke 
Heinz Gunter Drubel, Mitglied, FDP (Vertretung für Frank Oberbrunner) 
Dr. Bernd Hoppe, Mitglied, Demokratie erneuern (ab 18:02 Uhr) 

 
Teilnehmer mit beratender Stimme 
Jörg-Peter Bayer, Stadtverordneter, Piraten 
Luigi Zisa, Vertreter des Ausländerbeirates 
Carola Hiedl, Vertreterin des Behindertenbeirates 
Dieter Pfeiffer, Vertreter des Seniorenbeirates 

 
Magistrat 
Jürgen Kaiser, Bürgermeister, SPD 

 
Schriftführung 
Andrea Herschelmann, Büro der Stadtverordnetenversammlung 

 
Entschuldigt: 
 
Verwaltung und andere Teilnehmer/-innen 
Roland Beth, Rechtsamt 
Ulrich Krebs, Rechtsamt 
Nina Djamali, Rechtsamt 
Rolf Hedderich, Kämmerei und Steuern 
Judith Osterbrink, Jugendamt 
Dr. Joachim Benedix, Personal- und Organisationsamt 
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Tagesordnung: 
 
 
 

1. Evaluationsergebnisse Trinkraum                                                                    101.17.985 
 

 

2. Klinikum Kassel GmbH 
Gründung einer Tochtergesellschaft für die Sterilgutversorgung und 
Beteiligung eines Systempartners an dieser Gesellschaft 

101.17.1076 

 
 

3. Satzung für die Inanspruchnahme von Angeboten der 
Kindertagesbetreuung für Kinder bis zur Einschulung der Stadt Kassel 
(Satzung Kita) 

101.17.1082 

 

 

4. Satzung für die Inanspruchnahme von Angeboten für Grundschulkinder 
der Stadt Kassel (Satzung Grundschulkinder) 

101.17.1083 

 

 

5. Vorbeugender Brandschutz in Kassel 101.17.1028 
 
 

6. Meldung beobachteter strafbarer Handlungen 101.17.1040 
 

 

7. Wohnungsprostitution 101.17.1041 
 
 

8. Kranwagen der Berufsfeuerwehr 101.17.1092 
 

 

9. Abmahnung Revisionsamtsmitarbeiterin zurückziehen 101.17.1099 
 

 

10. Zwischenstand der Umsetzung des Integrationskonzeptes 101.17.1104 
 

 
 
Vorsitzender Kortmann eröffnet die mit der Einladung vom 24.10.2013 ordnungsgemäß 
einberufene 17. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Recht, Sicherheit, Integration und 
Gleichstellung, begrüßt die Anwesenden und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 
 
Zur Tagesordnung 
 
Auf Wunsch von Stadtverordneter Mijatovic, Fraktion B90/Grüne, wird Tagesordnungspunkt 
 
 10. Zwischenstand der Umsetzung des Integrationskonzeptes 
       Anfrage der Fraktion B90/Grüne 
       101.17.1104 
 
vorgezogen und nach Tagesordnungspunkt 4 behandelt. 
Vorsitzender Kortmann stellt die so geänderte Tagesordnung fest. 
 
 
1. Evaluationsergebnisse Trinkraum 

Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 7. Oktober 2013 
Bericht des Magistrats 
101.17.985 

 
Beschluss 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, noch vor der Beschlussfassung über den Haushaltsplan 
2014 einen Bericht über die Evaluationsergebnisse des Trinkraums in der Sitzung des 
Ausschusses für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung vorzustellen. Dabei sind 
auch alle entstandenen Kosten detailliert offenzulegen. 

 
Bürgermeister Kaiser verweist auf seinen schriftlichen Erfahrungsbericht zum Pilotvorhaben eines 
sog. Trinkraumes vom 25.10.2013 (siehe Anlage). Nachfragen der Ausschussmitglieder werden 
von Bürgermeister Kaiser beantwortet. 
 
Der Bericht von Bürgermeister Kaiser wird zur Kenntnis genommen. 
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2. Klinikum Kassel GmbH 
Gründung einer Tochtergesellschaft für die Sterilgutversorgung und Beteiligung 
eines Systempartners an dieser Gesellschaft 
Vorlage des Magistrats 
- 101.17.1076 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

1. „Der Gründung „Organgesellschaft für die Sterilgutversorgung“ Klinikum Kassel GmbH wird 
zugestimmt. 

 
2. Dem Anteilskauf- und Abtretungsvertrag wird zugestimmt. 

 
3. Der Magistrat wird ermächtigt, die zur Umsetzung des Beschlusses erforderlichen 

Erklärungen in der jeweils rechtlich gebotenen Form abzugeben. Die Ermächtigung 
umfasst auch die Vornahme etwaiger redaktioneller Ergänzungen, Änderungen oder 
Streichungen.“ 

 
 
Stadtverordneter Schäfer, SPD-Fraktion, übernimmt den Änderungsvorschlag des Magistrats und 
bringt folgenden Änderungsantrag ein. 
 
 
 
 Änderungsantrag der SPD-Fraktion 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
§ 15 Abs. 2 Satz 1 des Gesellschaftsvertrages wird wie folgt geändert: 
 
Der Betrag nach Absatz 1 ist zunächst jeweils den Gewinnrücklagen der Gesellschaft zuzuführen, 
soweit dies erforderlich ist, um ein Eigenkapital der Gesellschaft in Höhe von EUR 275.000,00 zu 
erhalten bzw. zu erreichen. 
 
 
 
Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 
Zustimmung: SPD, B90/Grüne, CDU, FDP 
Ablehnung: Kasseler Linke 
Enthaltung: -- 
Abwesend: Demokratie erneuern/Freie Wähler 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Dem Änderungsantrag der SPD-Fraktion zum Antrag des Magistrats betr. Klinikum 
Kassel GmbH Gründung einer Tochtergesellschaft für die Sterilgutversorgung und 
Beteiligung eines Systempartners an dieser Gesellschaft, 101.17.1076, wird 
zugestimmt. 
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 Durch Änderungsantrag der SPD-Fraktion geänderter Antrag des Magistrats 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

1. „Der Gründung „Organgesellschaft für die Sterilgutversorgung“ Klinikum Kassel GmbH wird 
in der im Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung am 31. 
Oktober 2013 erarbeiteten Fassung zugestimmt. 

 
2. Dem Anteilskauf- und Abtretungsvertrag wird zugestimmt. 

 
3. Der Magistrat wird ermächtigt, die zur Umsetzung des Beschlusses erforderlichen 

Erklärungen in der jeweils rechtlich gebotenen Form abzugeben. Die Ermächtigung umfasst 
auch die Vornahme etwaiger redaktioneller Ergänzungen, Änderungen oder Streichungen.“ 

 
Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 
Zustimmung: SPD, B90/Grüne, CDU, FDP 
Ablehnung: Kasseler Linke 
Enthaltung: -- 
Abwesend: Demokratie erneuern/Freie Wähler 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Dem durch Änderungsantrag der SPD-Fraktion geänderten Antrag des Magistrats 
betr. Klinikum Kassel GmbH Gründung einer Tochtergesellschaft für die 
Sterilgutversorgung und Beteiligung eines Systempartners an dieser Gesellschaft, 
101.17.1076, wird zugestimmt. 

 
 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Dogan Aydin 
 
 
 
 

3. Satzung für die Inanspruchnahme von Angeboten der Kindertagesbetreuung für 
Kinder bis zur Einschulung der Stadt Kassel (Satzung Kita) 
Vorlage des Magistrats 
- 101.17.1082 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Satzung für die Inanspruchnahme von 
Angeboten der Kindertagesbetreuung für Kinder bis zur Einschulung der Stadt Kassel (Satzung 
Kita) in der aus der Anlage zu dieser Vorlage ersichtlichen Fassung. 
Das Inkrafttreten der Satzung wird davon abhängig gemacht, dass das zuständige Finanzamt die 
Gemeinnützigkeit des Bereiches ‚Kindertagesstätten‘ weiterhin anerkennt.“ 
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Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: Kasseler Linke 
Abwesend: Demokratie erneuern/Freie Wähler 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Satzung für die Inanspruchnahme von Angeboten 
der Kindertagesbetreuung für Kinder bis zur Einschulung der Stadt Kassel (Satzung 
Kita), 101.17.1082, wird zugestimmt. 

 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Köpp 
 
 
 
 

4. Satzung für die Inanspruchnahme von Angeboten für Grundschulkinder der Stadt 
Kassel (Satzung Grundschulkinder) 
Vorlage des Magistrats 
- 101.17.1083 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Satzung für die Inanspruchnahme von 
Angeboten für Grundschulkinder der Stadt Kassel (Satzung Grundschulkinder) in der aus 
der Anlage zu dieser Vorlage ersichtlichen Fassung. 
Das Inkrafttreten der Satzung wird davon abhängig gemacht, dass das zuständige 
Finanzamt die Gemeinnützigkeit des Bereiches ‚Kindertagesstätten‘ weiterhin anerkennt. 

 
Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: Kasseler Linke 
Abwesend: Demokratie erneuern/Freie Wähler 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Satzung für die Inanspruchnahme von Angeboten 
für Grundschulkinder der Stadt Kassel (Satzung Grundschulkinder), 101.17.1083, 
wird zugestimmt. 

 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Kieselbach 
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10. Zwischenstand der Umsetzung des Integrationskonzeptes 
Anfrage der Fraktion B90/Grüne 
- 101.17.1104 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Was ist die aktuelle Entwicklung der Umsetzung des Integrationskonzeptes? 
 

2. Welche Erfahrungen haben die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Rathauses mit 
der Fortbildung im Bereich Interkulturelle Kompetenz gemacht? 

 
Bürgermeister Kaiser gibt eine kurze Erläuterung zur Thematik ab. Im Anschluss beantwortet 
Ingrid Könen, Haupt- und Bürgeramt, die Anfrage sowie die Nachfragen der Ausschussmitglieder. 
Sie gibt den Hinweis auf eine Veranstaltung, die in der kommenden Woche zu diesem Thema 
stattfindet und verteilt eine Einladung an die Mitglieder des Ausschusses. 
 
Nach Beantwortung durch Bürgermeister Kaiser und Ingrid Könen, Haupt- und Bürgeramt, 
erklärt Vorsitzender Kortmann die Anfrage für erledigt. 
 
 
 

5. Vorbeugender Brandschutz in Kassel 
Antrag der CDU-Fraktion 
- 101.17.1028 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 
Der Magistrat wird aufgefordert, in Zusammenarbeit mit dem Landesfeuerwehrverband 
und den Feuerwehren der Stadt Kassel die Bevölkerung über den Einsatz und die Vorteile 
von Rauchwarnmeldern und die bestehende Nachrüstpflicht bis zum 31.12.2014 gezielt 
mit geeigneten Maßnahmen zu informieren. 

 
Stadtverordneter Kieselbach, CDU-Fraktion, begründet den Antrag seiner Fraktion. 
 
Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 
Zustimmung: CDU, Kasseler Linke 
Ablehnung: SPD, B90/Grüne, FDP 
Enthaltung: -- 
Abwesend: Demokratie erneuern/Freie Wähler 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Der Antrag der CDU-Fraktion betr. Vorbeugender Brandschutz in Kassel, 
101.17.1028, wird abgelehnt. 

 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Selbert 
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6. Meldung beobachteter strafbarer Handlungen 
Antrag der CDU-Fraktion 
- 101.17.1040 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 
Der Magistrat wird aufgefordert, alle städtischen Mitarbeiter sowie die Mitarbeiter der 
städtischen Unternehmen und Eigenbetriebe, die Außendienst versehen, insbesondere 
die Hilfspolizisten des Ordnungsamtes, anzuweisen, im Rahmen ihres Außendienstes alle 
Beobachtungen und Feststellungen, die zu einer strafbaren Handlung führen könnten 
oder eine solche bereits darstellen, unverzüglich der Polizei zu melden. Dies betrifft 
insbesondere alle Aktivitäten bezüglich möglicher Haus- und Wohnungseinbrüche. 

 
 
Stadtverordneter Kieselbach, CDU-Fraktion, begründet den Antrag seiner Fraktion. Im Zuge der 
sich anschließenden Diskussion ändert Stadtverordneter Kieselbach den Antrag seiner Fraktion 
wie folgt ab. 
 
 
 
 Geänderter Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 
Der Magistrat wird aufgefordert, alle städtischen Mitarbeiter sowie die Mitarbeiter der 
städtischen Unternehmen und Eigenbetriebe, die Außendienst versehen, insbesondere 
die Hilfspolizisten des Ordnungsamtes, darauf hinzuweisen, im Rahmen ihres 
Außendienstes alle Beobachtungen und Feststellungen, die zu einer eventuellen 
strafbaren Handlung führen könnten oder eine solche bereits darstellen, unverzüglich der 
Polizei zu melden. Dies betrifft insbesondere alle Aktivitäten bezüglich möglicher Haus- 
und Wohnungseinbrüche. 

 
 
Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 
Zustimmung: CDU 
Ablehnung: SPD, B90/Grüne, Kasseler Linke, FDP, Demokratie erneuern/ 
 Freie Wähler 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Der geänderte Antrag der CDU-Fraktion betr. Meldung beobachteter strafbarer 
Handlungen, 101.17.1040, wird abgelehnt. 

 
 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Drubel 
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7. Wohnungsprostitution 
Antrag der CDU-Fraktion 
- 101.17.1041 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 
Der Magistrat wird aufgefordert, überall dort, wo bekannt wird, dass es im Stadtgebiet 
auch zu Wohnungsprostitution kommt, sofort zu überprüfen, ob im konkreten Fall 
Minderjährige der Prostitution nachgehen. Außerdem ist das Hilfs- und Beratungsangebot 
für Frauen, die die Prostitution aufgeben wollen, zu intensivieren. 

 
Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 
Zustimmung: CDU 
Ablehnung: SPD, B90/Grüne, Kasseler Linke, FDP, Demokratie erneuern/ 
 Freie Wähler 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Der Antrag der CDU-Fraktion betr. Wohnungsprostitution, 101.17.1041, wird 
abgelehnt. 

 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Dr. Hoppe 
 
 
 

8. Kranwagen der Berufsfeuerwehr 
Anfrage der CDU-Fraktion 
- 101.17.1092 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 

 
1. Welche wesentlichen Unterschiede zu den einschlägigen Vorschriften der 

Feuerwehrnormen weist der neue Kranwagen der Berufsfeuerwehr auf? 
 

2. Inwieweit können im Einsatzfall diese Unterschiede zu Nachteilen oder gar Gefahren 
führen? 

 
3. Welches Zubehör für dieses Fahrzeug muss noch zu welchen Kosten beschafft 

werden? 
 

4. Wann wird dieses beschafft? 
 

5. In wessen Eigentum steht aktuell der inzwischen außer Dienst gestellte Kranwagen? 
 

6. Über welchen Restwert verfügt das alte Fahrzeug aktuell noch? 
 

7. Was wird mit diesem Fahrzeug passieren? 
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8. Wer erhält bei einem Verkauf den erzielten Erlös? 
 

9. Warum ist diese Lösung des seit langem bestehenden Problems der Ersatzbeschaffung 
für den alten Kranwagen erst jetzt umgesetzt worden? 

 
Nach Beantwortung durch Bürgermeister Kaiser erklärt Vorsitzender Kortmann die Anfrage 
für erledigt. 
 
 
Vor Aufruf des Tagesordnungspunktes 9 verlässt Stadtverordneter Dr. Hoppe, Fraktion 
Demokratie erneuern/Freie Wähler, wegen Interessenwiderstreits den Sitzungssaal. 
 
 

9. Abmahnung Revisionsamtsmitarbeiterin zurückziehen 
Antrag der Fraktion Kasseler Linke 
- 101.17.1099 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 

Die Stadtverordnetenversammlung appelliert an den Magistrat, die Abmahnung gegen die 
Mitarbeiterin des Revisionsamts zurück zu ziehen. 

 
Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 
Zustimmung: Kasseler Linke 
Ablehnung: SPD, B90/Grüne, FDP 
Enthaltung: CDU 
Abwesend: Demokratie erneuern/Freie Wähler 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Der Antrag der Fraktion Kasseler Linke betr. Abmahnung 
Revisionsamtsmitarbeiterin zurückziehen, 101.17.1099, wird abgelehnt. 

 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Schäfer 
 
 
 
Ende der Sitzung: 18:39 Uhr 
 
 
 
 
 
 
Stefan Kortmann Andrea Herschelmann 
Vorsitzender Schriftführerin 
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